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Anfrage mit Vorrang zur schriftlichen Beantwortung P-003043/2023
an die Kommission
Artikel 138 der Geschäftsordnung
Andrey Kovatchev (PPE), Frédérique Ries (Renew), Petras Auštrevičius (Renew), Lukas Mandl 
(PPE), David Lega (PPE), Anna-Michelle Asimakopoulou (PPE)

Betrifft: Maßnahmen von Meta gegen die Verbreitung antisemitischer und israelfeindlicher 
Propaganda und die Verherrlichung von Terrorismus 

Die Verbreitung schädlicher Narrative in den sozialen Medien gibt Anlass zu erheblicher Besorgnis. 
Wie Beobachtungen zeigen, stuft der Meta-Algorithmus häufig proeuropäische demokratische Inhalte 
herab. Seit Beginn des Krieges Putins in der Ukraine haben Plattformen in den sozialen Medien 
systematisch versagt, demokratische Werte zu wahren. Stattdessen sind sie ein Sprungbrett für die 
Verbreitung von Hetze zugunsten von Aggressoren und Terroristen.        

Eines der jüngsten Beispiele sind die entsetzlichen Terrorangriffe der Hamas auf Israel. 
Beunruhigende Inhalte im Zusammenhang mit Antisemitismus und der Verherrlichung von Krieg und 
Terrorismus werden offen verbreitet und erreichen ein breites Publikum auf Plattformen wie X und 
Meta.

Außerdem wird auf das von Kommissionsmitglied Thierry Breton an Elon Musk und X am 10. Oktober 
2023 gestellte Ultimatum Bezug genommen.

1. Welche konkreten Maßnahmen gedenkt die Kommission zu ergreifen, um die Aktivitäten von 
Meta im Auge zu behalten, und welche Maßnahmen werden gefordert, damit antisemitische 
Propaganda und Desinformation im Zusammenhang mit dem Krieg in der Ukraine und den 
Terrorangriffen der Hamas auf Israel eingeschränkt oder entfernt werden?

2. Kann die Kommission aktuelle Informationen darüber vorlegen, ob Meta die nach dem Gesetz 
über digitale Dienste erforderlichen Maßnahmen umgesetzt hat, damit die Nutzer Inhalte, die auf 
der Grundlage des Algorithmus angezeigt werden, ausblenden können?

3. Inwiefern arbeitet die Kommission mit den nationalen Regierungen und internationalen Partnern 
zusammen, um die Verbreitung von Desinformation auf den Meta-Plattformen durch die 
Durchsetzung der einschlägigen bestehenden Rechtsvorschriften und möglicher neuer 
Rechtsvorschriften zu bekämpfen?

Unterstützer1

Eingang: 13.10.2023

1 Diese Anfrage wird von einem Mitglied unterstützt, das nicht mit den Verfassern bzw. Verfasserinnen 
identisch ist: Miriam Lexmann (PPE)


